
XI ZB 4-1/54
Verkündet 

am 20* Oktober 1955 
Jodas, Just. Angest« 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

X m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Georg 
Straße (|

Beklagten und RevisionaklSgers,
- Prozeßbevollmächtigter t Rechtsanwalt

g e g e n

di twe Viktoria ■ W  Weg fp. t

Klägerin und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche- Verhandlung vom 17. Oktober 1955 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Br. Selowsky, Br. Delbrück, Br. Haidinger,
Br. Bischer und Artl

für Recht erkannt:

Bie Revision des Beklagten gegen das 
Urteil des 2. Zivilsenats des Earnmer- 
gerichts in Berlin vom 12. Januar 1954 
wird auf Kosten des Beklagten zurückge­
wiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Die ursprünglichen Parteien des Bechtsstreits - der 
Kläger ist während des jetzt anhängigen Revisionsverfahrens 
verstorben' und von der jetzigen Klägerin beerbt worden - 
hatten sich mit Wirkung vom 1. März 1947 zu einer Gesell­
schaft bürgerlichen Rechts zusammengeschlossen und dabei 
vereinbart, daß sie jeden Verdienst, den sie in ihren Fir­
men erzielen, miteinander teilen werden.- Dabei sollten ihre 
beiden Firmen unabhängig voneinander bestehen bleiben. Das 
GesellschaftsVerhältnis der Parteien selbst fand dann zum 
Schluß des Jahres 1949 sein Ende*

In einem vom Kläger eingeleiteten Rechtsstreit er­
wirkte dieser^gegen den Beklagten ein Urteil, wpnach der 
Beklagte über, seine seit dem 1. März 1947 erzielten Ein­
nahmen aus kaufmännischer Tätigkeit Rechnung zu legen habe, 
allerdings Zug um Zug gegen Rechnungslegung des Klägers 
über seine kaufmännischen Geschäfte während derselben 
Zeit. Im Anschluß an diesen Rechtsstreit legte der Kläger 
im Juni 1950 Rechnung, die der Beklagte schließlich hin­
nahm. Der Beklagte, seinerseits legte mit Schreiben seines 
Prozeßbevollmächti'gten am 24. Juli 1950 Rechnung, die auf 
die Beanstandungen des Klägers mit Schreiben vom 23. Oktober 
1950 ergänzt wurde. Da dem Kläger jedoch auch diese er­
gänzende Rechnungslegung unvollständig erschien, erhob er er­
neut Klage, diesmal mit dem Antrag, den Beklagten zur Lei­
stung des Offenbarungseides dahin zu verurteilen, daß er 
seine seit dem 1. April 1947 erzielten Einnahmen aus kauf­
männischer Tätigkeit in den Abrechnungen vom 24. Juli 1930 
und 23. Oktober 1950 so vollständig angegeben-habe, als 
er dazu fmstaädeiseiV
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Das Landgericht hat den Beklagten im wesentlichen 
antragsgemäß verurteilt. Die Berufung des.Beklagten blieb 
ohne Erfolg. In dem sich daran anschließenden Revisions­
verfahren hat der erkennende Senat das Berufungsurteil-' 
aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen. Das 
Berufungsgericht hat daraufhin die Berufung des Beklagten 
erneut zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Be­
klagte seinen Abweisungsantrag weiter, während die jetzige
Klägerin um Zurückweisung der Revision bittet./ » • • •

Ent8cheidungsaründe:

Der erkennende Senat war in seinem vorausgegangenen 
Urteil davon ausgegangen, daß sich die Pflicht des Beklag­
ten zur Rechnungslegung nur auf erlaubte Geschäfte beziehe 
und daß demgemäß bei der hier entscheidenden Präge, ob Grund 
zu der Annahme bestehe, daß die in der Rechnung des Beklag­
ten enthaltenen Angaben nicht mit der erforderlichen Sorg­
falt gemacht worden seien, unerlaubte Rechtsgeschäfte nicht 
berücksichtigt werden dürften. Da sich nach den Verhält­
nissen des vorliegenden Palles ein gewisser Anhalt dafür 
bot, daß der Beklagte im Rahmen seiner Geschäftstätigkeit, 
insbesondere bei seinen Devisen- und Effektengeschäften, 
auch unerlaubte Geschäfte abgeschlossen habe, und da sich 
aus den Ausführungen des Berufungsgerichts nicht ergab, ob 
es solche unerlaubten Geschäfte bei der Prüfung der Voraus­
setzungen des Klaganspruchs.(§ 259 Abs 2 BGB) außer acht 
gelassen habe, hatte der erkennende Senat das zunächst er­
gangene Berufungsurteil aufgehoben und dem Berufungsgericht 
eine dahingehende Prüfung auferlegt.

In der erneuten Verhandlung vor dem Berufungsgericht 
hat der Beklagte vorgetragen, daß seine Geschäfte in dem
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für die Rechnungslegung maßgeblichen Zeitraum mit Aus­
nahme eines einzigen, das er in seiner Rechnung aufge­
führt habe, Verbotene Geschäfte gewesen seien» Ras Be­
rufungsgericht hat diesen Behauptungen des Beklagten 
keinen Glauben geschenkt. Riese Auffassung hat es im 
einzelnen damit begründet, daß es mehr als unwahrschein­
lich sei, daß der Beklagte in den Jahren 1947 - 1948 nur 
strafbare Handlungen begangen oder nichtige Rechtsge­
schäfte getätigt haben sollte. Hinsichtlich der Revisen- 
geschäfte möge dies der Ball gewesen sein; inwiefern 
dies aber auch hinsichtlich aller anderen Geschäfte so 
gewesen sein sollte, hätte einer näheren Rarlegung be­
durft. * . ’ *

Riese Ausführungen greift die Revision zu Unrecht 
an. Rie Revision meint, der Kläger habe'* die Tatbestands­
voraussetzungen des § 259 Abs 2 BGB zu beweisen, und sie 
meint weiter, zu diesem Beweis gehöre nach dem vorausge- 
gangenen Urteil des erkennenden Senate auch der Nachweis, 
daß Grund für die Annahme bestehe, daß der Beklagte die 
Angaben in seiner Rechnungslegung Uber die von ihm abge­
schlossenen erlaubten Geschäfte nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt gemacht habe. Riese Beweispflicht könne dem Klä­
ger nicht dadurch abgenommen werden, daß dem Beklagten 
eine umfassende Auskunftspflicht auferlegt werde, die 
auch die unerlaubten Geschäfte umfasse, und daß dann aus 
der Weigerung des Beklagten zu einer solchen Auskunftser­
teilung der Schluß gezogen werde, daß seine Behauptung 
über den Umfang der unerlaubten Geschäfte als unglaub­
haft betrachtet werde. Renn wenn der Beklagte seine un­
erlaubten Geschäfte nicht anzugeben habe, so könne aus 
seiner Weigerung, solche Angaben zu machen, auoh keine 
Schlußfolgerung gegen ihn gezogen werden.
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Hit diesen Ausführungen wird die Revision der Be­
urteilung des Berufungsgerichts nicht gerecht. Biese 
Ausführungen gehen nämlich an dem entscheidenden Kern 
dieser Beurteilung vorbei. Bas Berufungsgericht hatte 
angesichts der Vorschrift des $ 259 Abs 2 BGB lediglich 
die Pflicht, bei der Entscheidung über den Klagantrag 
festzustellen, ob Grund für die Annahme bestehe, daß 
der Beklagte die in seiner Rechnung enthaltenen Angaben 
nicht mit. der erforderlichen Sorgfalt gemacht habe. Hier­
bei hatte es alle Umstände des vorliegenden Einzelfalles 
zu berücksichtigen, dabei allerdings etwa fehlende An­
gaben über verbotene Geschäfte außer acht zu lassen.
Bas Berufungsgericht ist bei der Prüfung dieser Präge 
mit Recht von seiner früheren rechtlich fehlerfreien 
Peststellung ausgegangen, daß bei Berücksichtigung aller 
vom Beklagten abgeschlossenen Geschäfte die Vorausset­
zungen des § 259 Abs 2 BGB gegeben seien. Venn es nun 
des weiteren im Hinblick auf die Behauptung des Beklag­
ten, sämtliche von ihm im Abrechnungszeitraum abgeschlos­
senen Geschäfte seien mit Ausnahme eines einzigen ver­
botene Geschäfte gewesen, geglaubt hat, daran festhalten 
zu müssen, daß auch hinsichtlich der erlaubten Geschäf­
te die Voraussetzungen deB § 259 Abs 2 BGB gegeben seien, 
so kann das aus Rechtsgründen nicht beanstandet werden.
Es liegt im Rahmen einer tatrichterlichen Vürdigung, 
die Behauptung des Beklagten über den Umfang seiner 
unerlaubten Geschäfte im Hinblick auf die allgemeine 
Lebenserfahrung als unglaubwürdig.anzusehen. Bas be­
deutet aber, daß nach der AuffaBsrung des Berufungsge­
richts der Beklagte aus irgendwelchen Gründen den wahren 
Sachverhalt nicht offenbaren will. Ein solches Verhalten 
ermöglicht die von dem Berufungsgericht getroffene Pest­
stellung, daß Grund für die Annahme besteht, daß der 
Beklagte die in seiner Rechnung enthaltenen Angaben über
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Die Revision des Beklagten ist demgemäß mit der 
Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuweisen.

Dr.Selowsky Dr.Delbrück Dr. Haidinger Dr. Pi scher Art!


